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1. Umsatzsteuerliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen 
 

Die gesetzlichen Regelungen zu Betriebsveranstaltungen, insbesondere die Ersetzung der ehemaligen 

lohnsteuerlichen Freigrenze durch einen Freibetrag, haben grundsätzlich keine Auswirkungen auf die 

umsatzsteuerrechtlichen Regelungen. 

 

Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und wie die Kosten, die auf den einzelnen Arbeitnehmer ent-

fallen, zu berechnen sind, bestimmt sich nach den lohnsteuerrechtlichen Grundsätzen. 

 

 Von einer überwiegend durch das unternehmerische Interesse des Arbeitgebers veranlassten übli-

chen Zuwendung ist umsatzsteuerrechtlich im Regelfall auszugehen, wenn der Betrag je Arbeit-

nehmer und Betriebsveranstaltung 110 € einschließlich Umsatzsteuer nicht überschreitet. Der Vor-

steuerabzug ist in vollem Umfang möglich. 

 Übersteigt dagegen der Betrag, der auf den einzelnen Arbeitnehmer entfällt, pro Veranstaltung die 

Grenze von 110 € einschließlich Umsatzsteuer, ist von einer überwiegend durch den privaten Be-

darf des Arbeitnehmers veranlassten unentgeltlichen Zuwendung auszugehen. Ein Vorsteuerabzug 

ist (insgesamt) nicht möglich. 

 

Anmerkung: Das Bundesfinanzministerium stellt in einem Schreiben vom 19.4.2016 fest, dass Zu-

wendungen im Rahmen von Betriebsveranstaltungen im Ergebnis nicht zum Teil unternehmerisch und 
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zum Teil nicht unternehmerisch wie 

bei einer gemischten Verwendung 

veranlasst sein können. Diese Sicht-

weise des Ministeriums ist jedoch 

gerichtlich nicht überprüft. 

2. Neue Regelungen für Spendennachweise ab 2017 

 
Nachdem im Juni auch der Bundesrat dem viel diskutierten Gesetz zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens zugestimmt hat, ist dieses am 22.7.2016 im Bundesgesetzblatt verkündet worden. Im 

Rahmen der beschlossenen Vereinfachungen bei der Erstellung der Einkommensteuerklärungen sind 

auch die Regelungen über die Spendennachweise geändert worden. Die Änderungen gelten für alle 

Zuwendungen der Steuerpflichtigen, die dem Zuwendungsempfänger nach 2016 zufließen. 

 

Künftig hat der Steuerpflichtige die Zuwendungsbestätigungen nur noch nach Aufforderung durch das 

Finanzamt vorzulegen. Die Nachweise müssen allerdings vom Zuwendungsempfänger noch ein Jahr 

nach Bekanntgabe des Bescheides aufbewahrt werden, denn so lange kann das Finanzamt die Vorlage 

der Nachweise anfordern. 

 

Beispiel: Für Besteuerungszeiträume ab 2018 ist die Abgabefrist bis zum Ende des Februars des zwei-

ten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahrs verlängert worden, sofern ein Berater mit 

der Erstellung seiner Einkommensteuererklärung beauftragt wurde. Der Berater gibt die Steuererklä-

rung für 2018 beispielsweise Mitte Februar 2020 ab. Der Bescheid wird am 15.5.2020 bekanntgege-

ben. Die Aufbewahrungspflicht für die Zuwendungsbestätigung 2018 läuft bis zum 15.6.2021. 

 

Anmerkung: Der Zuwendungsempfänger, z. B. ein gemeinnütziger Verein, kann die Zuwendungsbe-

stätigung aber auch elektronisch an das Finanzamt übermitteln, wenn ihn der Spender dazu bevoll-

mächtigt. Für die Datenübertragung hat der Zuwendungsempfänger Zeit bis Ende Februar des Folge-

jahres nach Ablauf des Besteuerungszeitraums. Dieses automatisierte Verfahren bringt den Vorteil, 

dass der Zuwendende keine Bestätigung über die Zuwendung aufbewahren muss und der Empfänger 

kein Doppel. Der Spender kann einen Nachweis, z. B. einen Ausdruck der übermittelten Daten, vom 

Zuwendungsempfänger erhalten. 

 

 
3. Sammelauskunftsersuchen der Steuerfahndung 

 
Ein Sammelauskunftsersuchen an ein Presseunternehmen kann nach Auffassung des Bundesfinanz-

hofs (BFH) rechtmäßig sein. Die Steuerfahndung darf daher von einem Zeitungsverlag die Übermitt-

lung von Personen- und Auftragsdaten zu den Auftraggebern einer bestimmten Anzeigenrubrik ver-

langen. Der BFH sieht in seiner Entscheidung vom 12.5.2016 hierin keinen Verstoß gegen die grund-

rechtlich geschützte Pressefreiheit. 

 

Zwar umfasst der Schutzbereich der Pressefreiheit grundsätzlich auch den Anzeigenteil von Presseer-

zeugnissen. Von der Pressefreiheit geschützt sind aber nur solche Anzeigen, die für die öffentliche 

Meinungsbildung bedeutsam sind oder der Kontrollfunktion der Presse dienen. Allein die wirtschaft-

liche Bedeutung der Anzeigen für das Presseerzeugnis führt ebenfalls nicht zur Unvereinbarkeit mit 

dem Grundgesetz, da nur relativ wenige Anzeigen von dem Auskunftsersuchen betroffen sind. 

 

Einschränkungen bestehen aber nach Auffassung des BFH für Auskunftsersuchen, die eine in die 

Zukunft gerichtete Verpflichtung enthalten, laufende Auskünfte zu erteilen. Diese bedürfen einer be-

sonderen Begründung der Ermessensentscheidung. Zudem muss zur Wahrung der Verhältnismäßig-

keit ein besonderes Ermittlungsbedürfnis bestehen. 
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4. Regelung zu den „Nach-

zahlungszinsen“ erneut vor 

dem Bundesfinanzhof 
 

Führt die Festsetzung der Einkommensteuer zu einer Nachzahlung, fallen Nachzahlungszinsen an. Der 

Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Steuer entstanden ist. Die 

Zinsen betragen für jeden vollen Monat 0,5 %, im Jahr also 6 %. 

 

Die Verzinsung ist unabhängig von einem Verschulden des Finanzamts oder des Steuerpflichtigen. 

Zweck der Regelungen ist es, einen Ausgleich dafür zu schaffen, dass die Steuern bei den einzelnen 

Steuerpflichtigen zu unterschiedlichen Zeitpunkten festgesetzt und fällig werden. Mithilfe der sog. 

Vollverzinsung sollen Liquiditätsvorteile, die dem Steuerpflichtigen oder dem Fiskus aus dem verspä-

teten Erlass eines Steuerbescheides objektiv oder typischerweise entstanden sind, ausgeglichen wer-

den. 

 

Nachzahlungszinsen können jedoch ganz oder zum Teil erlassen werden, wenn deren Einziehung nach 

Lage des einzelnen Falles unbillig wäre. Eine verzögerte Bearbeitung des Steuerfalles durch das Fi-

nanzamt stellt nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs regelmäßig keinen sachli-

chen Billigkeitsgrund dar. 

 

Grundsätzlicher Streitpunkt in der Praxis ist insbesondere die Höhe der Verzinsung, die bei vielen 

Steuerpflichtigen aufgrund des seit vielen Jahren niedrigen Zinsniveaus dazu führt, den gesetzlichen 

Zins von 6 % im Jahr als unangemessen anzusehen. 

 

Dazu hat das Finanzgericht Thüringen in seinem Urteil vom 22.4.2015 entschieden, dass es keine 

verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Höhe des Zinssatzes bei Zinslauf bis November 2011 hat. 

Auch der Bundesfinanzhof (BFH) bestätigte bereits mit Urteil vom 1.7.2014 und 14.4.2015 diese Auf-

fassung. Das Finanzgericht Düsseldorf kommt in seiner Entscheidung vom 10.3.2016 zu dem Ent-

schluss, dass der gesetzliche Zins sich für den Zeitraum April bis Juli 2013 beim Vergleich mit den 

Marktzinsen noch in einem der wirtschaftlichen Realität angemessenen Rahmen hielt, hat aber gleich-

zeitig die Revision zum BFH zugelassen. 

 

Anmerkung: Nunmehr sind die Verfahren des Thüringer FG (BFH-Az. I R 77/15) und des FG Düs-

seldorf (BFH-Az. III R 10/16) vor dem BFH anhängig. Betroffene Steuerpflichtige können wegen der 

Höhe der Nachzahlungszinsen Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens mit Hinweis auf die 

beim BFH anhängigen Verfahren beantragen. 

 

 

5. Verwendung des Investitionsabzugsbetrages zur Kompensation des 

 Mehrergebnisses einer Außenprüfung 
 

Steuerpflichtige können für neue oder gebrauchte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 

die sie anschaffen oder herstellen wollen – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. der betriebli-

chen Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung bestimmter Betriebsgrößenmerkmale bzw. Ge-

winngrenzen –, bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich 

gewinnmindernd abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vorjah-

ren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

 

Investitionsabzugsbeträge ermöglichen die Vorverlagerung von Abschreibungsvolumen in ein Wirt-

schaftsjahr vor Anschaffung oder Herstellung eines begünstigten Wirtschaftsgutes. Aber auch bei 

bereits angeschafften oder hergestellten begünstigten Wirtschaftsgütern können in bestimmten Fällen 

Investitionsabzugsbeträge und eine daraus resultierende gewinnmindernde Herabsetzung der Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten noch in Anspruch genommen werden. 
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Nach einer Entscheidung des Bun-

desfinanzhofs vom 23.3.2016 darf 

ein Investitionsabzugsbetrag nicht 

allein deshalb versagt werden, weil 

der Antrag erst nach einer Außenprüfung gestellt wird. Die Steuervergünstigung kann danach zur 

Kompensation eines Steuermehrergebnisses der Außenprüfung eingesetzt werden. 

 

Das Urteil betrifft die im Jahr 2009 geltende Rechtslage, nach der die Steuervergünstigung voraus-

setzte, dass der Unternehmer die Absicht hatte, die Investition innerhalb der nächsten 3 Jahre durch-

zuführen und das Investitionsgut anschließend mindestens 2 Jahre in seinem Betrieb zu nutzen. Das 

Bestehen dieser Absicht musste nachgewiesen werden. Seit 2016 hat sich die Rechtslage verändert, 

denn die Investitionsabsicht und die Absicht der späteren betrieblichen Nutzung werden seither nicht 

mehr ausdrücklich vom Gesetz erwähnt. 
 

 

6. Steuererklärung in Papier nicht mehr anerkannt – Verspätungszuschlag fällig 
 

In einer Pressemitteilung informiert das Landesamt für Steuern in Rheinland-Pfalz, dass ab diesem 

Jahr die Finanzverwaltung konsequent in Papierform abgegebene Steuererklärungen ablehnt. 
 

Grund: Die gesetzliche Pflicht zur elektronischen Abgabe besteht für Gewerbetreibende, Land- und 

Forstwirte sowie Privathaushalte mit Photovoltaikanlagen oder Gewinneinkünften aus Nebenerwerb 

über 410 €, wie z. B. Nebenerwerbslandwirten, bereits seit 2011. 
 

Liegt kein Härtefall vor, so wird eine in Papierform eingereichte Erklärung als nicht abgegeben ge-

wertet. Entsprechend muss mit Verspätungszuschlägen gerechnet werden. Der Verspätungszu-

schlag kann bis zu 10 % der festgesetzten Steuer betragen und wird nach Ablauf der Abgabe-

frist erhoben. 
 

Anmerkung: Als Härtefall gilt, wer beispielsweise die erforderliche technische Ausstattung mit PC 

und Internetanschluss nur mit erheblichem finanziellen Aufwand anschaffen kann oder dessen Kennt-

nisse und persönlichen Fähigkeiten zum Umgang damit nicht oder nur eingeschränkt vorhanden sind. 
 

 

7. Änderungen der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers (§ 13b UStG) 

 durch das Steueränderungsgesetz 2015 
 

Bei bestimmten Bauleistungen im Zusammenhang mit Grundstücken ist der „Leistungsempfänger“ 

bisher schon Steuerschuldner. Durch das Steueränderungsgesetz 2015 wurde mit Wirkung vom 

6.11.2015 der Anwendungsbereich der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers von Bauleis-

tungen überarbeitet. Dazu veröffentlichte das Bundesfinanzministerium am 10.8.2016 ein klarstellen-

des Schreiben. 

Danach gelten als Bauleistungen (einschließlich aller Werklieferungen und sonstiger Leistungen im 

Zusammenhang mit Grundstücken) u. a. Sachen, Ausstattungsgegenstände oder Maschinen, die auf 

Dauer in einem Gebäude oder einem Bauwerk installiert sind und die nicht bewegt werden können, 

ohne das Gebäude oder das Bauwerk zu zerstören oder zu verändern. 

Damit werden vor allem Lieferungen von und Leistungen an Betriebsvorrichtungen erfasst. Entspre-

chend gelten Betriebsvorrichtungen unionsrechtlich demnach nur dann nicht als Grundstück, wenn sie 

nicht auf Dauer installiert sind oder bewegt werden können, ohne das Gebäude oder das Bauwerk zu 

zerstören oder zu verändern. Eine Veränderung ist immer dann unerheblich, wenn die betreffenden 

Sachen einfach an der Wand hängen und wenn sie mit Nägeln oder Schrauben so am Boden oder an 

der Wand befestigt sind, dass nach ihrer Entfernung lediglich Spuren oder Markierungen zurückblei-

ben (z. B. Dübellöcher), die leicht überdeckt oder ausgebessert werden können. 
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Außerdem wurden mit Wirkung vom 

6.11.2015 die bestehenden Verwal-

tungsanweisungen zur Ausnahme 

von Leistungsbezügen des nicht un-

ternehmerischen Bereichs von der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers gesetzlich geregelt 

und auf weitere Bereiche ausgedehnt. Zudem werden Werklieferungen von Freiland-

Photovoltaikanlagen in die Liste der Bauleistungen aufgenommen. 
 

 

8. Abfindungszahlung an Erbprätendenten als Nachlassverbindlichkeit abzugsfähig 
 

In seiner Entscheidung vom 7.9.2016 stellt der Bundesfinanzhof (BFH) fest, dass die Abfindungszah-

lung, die der Erbe an den weichenden Erbprätendenten zur Beendigung eines gerichtlichen Rechts-

streits wegen Klärung der Erbenstellung entrichtet, als Nachlassverbindlichkeit abzugsfähig ist. 

Ein Abzug von Erwerbskosten als Nachlassverbindlichkeiten setzt einen unmittelbaren Zusammen-

hang mit der Erlangung des Erwerbs voraus. Der Begriff der Erwerbskosten ist dabei grundsätzlich 

weit auszulegen. Nach dem Urteil des BFH hängen Kosten, die dem letztendlich bestimmten Erben 

infolge eines Rechtsstreits um die Erbenstellung entstehen, regelmäßig unmittelbar mit der Erlangung 

des Erwerbs zusammen. 

 

9. Gesetzgeber einigt sich bei der Reform des Erbschaft- und  

 Schenkungsteuerrechts 
 

Der Bundesrat hat am 14.10.2016 der Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer zugestimmt. In-

wieweit diese Neuregelungen den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts entsprechen, wird 

sich erst zeigen müssen. Hier die Regelungsinhalte im Einzelnen in Kurzform: 

 

1. Verschonungsregeln: Wie bisher wird das begünstigte Betriebsvermögen nach Wahl des Erwer-

bers zu 85 % oder zu 100 % von der Erbschaft- und Schenkungsteuer befreit, wenn bestimmte Vo-

raussetzungen erfüllt sind: 

 

Entscheidet sich der Erwerber für die Verschonung in Höhe von 85 % des begünstigten Vermögens, 

muss er den Betrieb mindestens 5 Jahre fortführen (Behaltensfrist) und nachweisen, dass die Lohn-

summe innerhalb dieser Zeit nach dem Erwerb insgesamt 400 % der Ausgangslohnsumme nicht un-

terschreitet (Lohnsummenregelung). Bei der Wahl der vollständigen Befreiung von der Erbschaftsteu-

er zu 100 % muss der Erwerber die Behaltensfrist von 7 Jahren einhalten und nachweisen, dass er 

insgesamt die Lohnsumme von 700 % in dieser Zeit nicht unterschreitet (Lohnsummenregelung). 

 

2. Kleine Unternehmen: Betriebe mit bis zu 20 Beschäftigten waren bisher von der Lohnsummenre-

gelung unabhängig von ihrer Größe gänzlich ausgenommen. In Zukunft soll gelten: 

 

Beschäftigte im Betrieb Verschonung 5 Jahre 

Lohnsumme mindestens: 

Verschonung 7 Jahre 

Lohnsumme mindestens: 

bis zu 5 keine Prüfung keine Prüfung 

6 bis 10 250 % 500 % 

11 bis 15 300 % 565 % 

ab 16 400 % 700 % 

 

3. Begünstigtes Vermögen: Zum Betriebsvermögen zählt alles, was der Betrieb braucht, wie z. B. 

Maschinen oder Fabrikhallen. Grundsätzlich nicht zum Betriebsvermögen zählt dagegen Verwal-

tungsvermögen – zum Beispiel Gebäude, die an Dritte vermietet wurden, oder Bargeld. Anders als 

Betriebsgrundstücke und Maschinen wird Verwaltungsvermögen nicht steuerlich verschont. 
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 Eine Komplettverschonung zu 

100 % ist nur möglich, wenn der 

Anteil an dem im Betriebsvermö-

gen enthaltenen Verwaltungsver-

mögen 20 % nicht übersteigt. 

 Geld und geldwerte Forderungen (Finanzmittel) können zu 15 % zum steuerrechtlich begünstigten 

Vermögen gerechnet werden, um die notwendige Liquidität des Unternehmens zu sichern. Damit 

sog. Cash-Gesellschaften vermieden werden, muss das begünstigungsfähige Vermögen des Be-

triebs oder der nachgeordneten Gesellschaften aber nach seinem Hauptzweck dazu dienen, gewerb-

liche Einkünfte, Einkünfte aus selbstständiger Arbeit oder Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

zu erzielen. 

 Überschreitet das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen 90 % des gesamten Betriebsvermögens, 

wird die Verschonung von der Erbschaft- und Schenkungsteuer ausgeschlossen. 

 Auch sämtliche Freizeit- und Luxusgegenstände (Kunstgegenstände, Yachten etc.), die typischer-

weise der privaten Lebensführung dienen, werden nicht begünstigt, wenn der Handel mit diesen 

Gegenständen, deren Herstellung oder Verarbeitung nicht der Hauptzweck des Gewerbebetriebs 

ist. 

 

4. Realistische Vermögensbewertung: Der beim sog. vereinfachten Ertragswertverfahren für die 

Bestimmung des Unternehmenswerts maßgebliche Kapitalisierungsfaktor wird angepasst. Der Kapita-

lisierungsfaktor, der multipliziert mit dem nachhaltig erzielbaren Jahresertrag den Unternehmenswert 

ergibt, wird von 17,86 % auf 13,75 % abgesenkt. Das Bundesfinanzministerium wird dazu ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung den Kapitalisierungsfaktor an die Entwicklungen der Zinsstrukturdaten an-

zupassen. 

 

5. Förderung von Investitionen: Mittel aus einem Erbe, die gemäß dem vorgefassten Willen des 

Erblassers innerhalb von 2 Jahren nach seinem Tod für Investitionen in das Unternehmen getätigt 

werden, werden ebenfalls steuerrechtlich begünstigt. Für Schenkungen gilt diese Regelung nicht. 

 

6. Wertabschlag für Familienunternehmen: Viele Familienunternehmer unterliegen im Gesell-

schaftsvertrag erheblichen Restriktionen bei der Entnahme von Gewinnen, bei der Übertragung von 

Beteiligungen oder im Falle des Ausscheidens aus dem Unternehmen. Für solche Unternehmen ist ein 

Bewertungsabschlag von bis zu 30 % vorgesehen, wenn entsprechende Regelungen im Gesellschafts-

vertrag 2 Jahre vor dem Erbfall bzw. der Schenkung und 20 Jahre danach Bestand haben. Dazu muss 

die Satzung Bestimmungen enthalten, die die Entnahme oder Ausschüttung auf höchstens 37,5 % des 

Gewinns beschränken. 

 

7. Große Betriebsvermögen: Nach dem bisherigen Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht galten die 

Verschonungsregeln auch bei der Übertragung von großen Betriebsvermögen, ohne dass geprüft wird, 

ob es überhaupt einer Verschonung bedarf. 

 

Nunmehr ist ab einem begünstigten Vermögen von 26 Mio. € pro Erwerber eine individuelle Ver-

schonungsbedarfsprüfung oder alternativ ein Verschonungsabschlagsmodell vorgesehen. Bei der Ver-

schonungsbedarfsprüfung muss der Erwerber nachweisen, dass er persönlich nicht in der Lage ist, die 

Steuerschuld aus sonstigem nicht betrieblichen, bereits vorhandenem oder aus mit der Erbschaft oder 

Schenkung zugleich übergegangenem nicht begünstigtem Vermögen zu begleichen. Genügt dieses 

Vermögen nicht, um die Erbschaft- oder Schenkungsteuer betragsmäßig zu begleichen, wird die Steu-

er insoweit erlassen. 

 

Als Alternative zur Verschonungsbedarfsprüfung ist ein Verschonungsabschlag möglich. Bei Vermö-

gen über 26 Mio. € sinkt der Abschlag schrittweise, je höher das Betriebsvermögen ist. Der Verscho-

nungsabschlag verringert sich um einen Prozentpunkt für jede 750.000 €, die der Erwerb oberhalb der 

Prüfschwelle von 26 Mio. € liegt. Bei Vermögen über 90 Mio. € entfällt jeder Abschlag. 
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8. Erweiterte Stundungsregelung: 

Die Zahlung der Erbschaftsteuer darf 

nach dem Willen des Gesetzgebers 

die Existenz des Unternehmens nicht 

gefährden, auch wenn dem Steuerpflichtigen bei der Bedarfsprüfung kein Steuererlass gewährt wird. 

Daher wird ein Rechtsanspruch auf eine voraussetzungslose Stundung bis zu 7 Jahren bei Erwerben 

von Todes wegen eingeführt. Die Stundung erfolgt für das erste Jahr zinslos und erstreckt sich auf die 

Steuer, die auf das begünstigte Vermögen unabhängig von dessen Wert entfällt. Danach erfolgt eine 

jährliche 6-%ige Verzinsung. Voraussetzung ist die Einhaltung der Lohnsummenregelung und der 

Behaltensfrist. 

 

9. Inkrafttreten: Das neue Recht gilt rückwirkend für sämtliche Erwerbe, die nach dem 30.6.2016 

erfolgen. 

 

Anmerkung: Die Neuregelungen sind vielfältig und teilweise tückisch. Lassen Sie sich im Schen-

kungsfall und für den Erbfall intensiv beraten, bevor Sie die Weichen stellen! 

 

 

10. Bonusprogramm mindert nicht den Sonderausgabenabzug 

 
Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse im Rahmen eines Bonusprogramms dem Krankenversicherten 

die von ihm getragenen Kosten für Gesundheitsmaßnahmen, mindern diese Zahlungen nach einer 

Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 1.6.2016 nicht die als Sonderausgaben abziehbaren 

Krankenversicherungsbeiträge. 

 

Bonuszahlung der Krankenkassen führen nicht dazu, dass sich an der Beitragslast der Versicherten 

zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschutzes etwas ändert. Die Zahlung hat ihren eigentli-

chen Rechtsgrund in einer Leistung der Krankenkasse, nämlich der Erstattung der von den Versicher-

ten getragenen gesundheitsbezogenen Aufwendungen. Die Bonuszahlung steht nicht im unmittelbaren 

Zusammenhang mit den Beiträgen zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschutzes, sondern 

stellt eine Erstattung der vom Steuerpflichtigen getragenen gesundheitsbezogenen Aufwendungen dar. 

 

Anmerkung: Mit diesem Urteil, das sich lediglich auf die Bonusvariante in Form einer Kostenerstat-

tung bezieht, widerspricht der BFH ausdrücklich der Auffassung der Finanzverwaltung, die in allen 

Krankenkassenleistungen aufgrund eines Bonusprogramms eine Beitragserstattung gesehen hat. 

 

 

11. Ortsübliche Miete im Fall der verbilligten Überlassung von Wohnraum 
 

Häufig werden Wohnungen an Kinder oder Eltern zu günstigeren Mietpreisen als den ortsüblichen 

vermietet. Dabei gilt grundsätzlich zu beachten, dass Mietverträge wie unter Fremden üblich abge-

schlossen und die Durchführung auch entsprechend erfolgen muss, wenn sie steuerlich berücksichtigt 

werden sollen. Die durch die Vermietung bedingten Kosten können als Werbungskosten geltend ge-

macht werden, wenn sie den Anforderungen des Einkommensteuergesetzes entsprechen. 

 

Seit dem Jahr 2012 gilt hier: Beträgt das Entgelt für die Überlassung einer Wohnung zu Wohnzwe-

cken weniger als 66 % der ortsüblichen Marktmiete, so ist die Nutzungsüberlassung in einen entgeltli-

chen und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen. Entsprechend ist der Werbungskostenabzug anteilig 

zu kürzen. Beträgt das Entgelt bei auf Dauer angelegter Wohnungsvermietung mindestens 66 % der 

ortsüblichen Miete, gilt die Wohnungsvermietung als entgeltlich – die Werbungskosten können voll-

ständig steuerlich angesetzt werden. 

 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 10.5.2016 entschiedenen Fall war zu klären, was unter 

„ortsübliche Miete“ zu verstehen ist. Die Vorinstanz stellte fest, dass die Vergleichsmiete die ortsüb-
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liche Kaltmiete und nicht die 

Warmmiete ist. Die Betriebskosten 

sind nicht in die Vergleichsrechnung 

einzubeziehen. 

 

Das sah der BFH anders und stellte in seinem Urteil fest: Unter ortsüblicher Miete für Wohnungen 

vergleichbarer Art, Lage und Ausstattung ist die ortsübliche Bruttomiete – d. h. die Kaltmiete 

zuzüglich der nach der Betriebskostenverordnung umlagefähigen Kosten – zu verstehen. 

 

 

12. Rückwirkende Rechnungsberichtigung nach einer Entscheidung  

 des EuGH möglich 
 

Eine Rechnung, die nicht alle vom Umsatzsteuergesetz geforderten Angaben enthält (im entschiede-

nen Fall die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer), kann berichtigt werden. Dafür sind die fehlenden 

Angaben durch ein Dokument, das spezifisch und eindeutig auf die Rechnung bezogen ist, nachzu-

reichen. 

 

Die Berichtigung von Rechnungen wirkt  jedoch nicht zurück, sondern für den Zeitraum, in welchem 

dem Leistungsempfänger die berichtigte Rechnung übermittelt wird. Wird der Vorsteuerabzug – z. B. 

im Rahmen einer Außenprüfung – erst Jahre später versagt, führen Nachzahlungszinsen zu erhebli-

chen finanziellen Belastungen. 

 

Das Niedersächsische Finanzgericht hatte Zweifel, ob diese Praxis, den Vorsteuerabzug grundsätzlich 

erst im Zeitpunkt der Rechnungsberichtigung zuzulassen, mit dem Unionsrecht vereinbar ist, und hat 

die Frage dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) mit Beschluss vom 3.7.2014 vorgelegt. 

 

Der EuGH stellt dazu fest, dass das Grundprinzip der Mehrwertsteuerneutralität verlangt, dass der 

Vorsteuerabzug gewährt wird, wenn die materiellen Anforderungen erfüllt sind, selbst wenn der Steu-

erpflichtige bestimmten formellen Bedingungen nicht genügt hat. So muss nach dieser Entscheidung 

des EuGH die Rechnungsberichtigung mit Wirkung für die Vergangenheit zugelassen werden. 

 

Anmerkung: Das Urteil des EuGH steht im Widerspruch zum deutschen Recht, wonach bei der Be-

richtigung einer Rechnung das Recht auf Vorsteuerabzug erst zum Berichtigungszeitpunkt ausgeübt 

werden kann. Der EuGH bezieht sich in dieser Entscheidung nur auf die spätere Ergänzung der Rech-

nung um die in der Ursprungsrechnung nicht enthaltene Steuernummer oder USt-IdNr. Ob sich dieses 

Urteil auch auf andere fehlende oder fehlerhafte Rechnungsbestandteile übertragen lässt, ist damit 

grundsätzlich noch nicht entschieden. Hier könnte die Finanzverwaltung für Klarheit sorgen. 

 

 

13. Kapitalausstattung von GmbH soll verbessert werden 
 

Das Bundeskabinett hat am 14.9.2016 den „Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der steuerlichen 

Verlustverrechnung bei Körperschaften“ beschlossen. Damit sollen die Rahmenbedingungen für die 

Kapitalausstattung und das weitere Wachstum von Kapitalgesellschaften verbessert werden. Vor al-

lem junge Unternehmen mit innovativen Geschäftsmodellen sollen – durch Verbesserung ihrer Finan-

zierungsmöglichkeiten – profitieren. 

 

Seit 2008 ist die Nutzung von Verlustvorträgen nach einem Gesellschafterwechsel (Mantelkauf) ein-

geschränkt. Künftig soll die steuerliche Verrechnung von Verlusten bei Körperschaften neu ausge-

richtet werden. Unternehmen, die für ihre Finanzierung auf die Neuaufnahme oder den Wechsel von 

Anteilseignern angewiesen sind, sollen jetzt nicht genutzte Verluste bei Anteilserwerben unter be-

stimmten Voraussetzungen (sog. schädlicher Beteiligungserwerb) auf Antrag weiterhin steuerlich 
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berücksichtigen können, sofern sie 

denselben Geschäftsbetrieb nach 

einem Anteilseignerwechsel fortfüh-

ren. 

 

Das Gesetz soll rückwirkend zum 1.1.2016 in Kraft treten. Der Antrag kann voraussichtlich erstmals 

für nach dem 31.12.2015 erfolgende Beteiligungserwerbe gestellt werden. 
 

 

 

 

 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 


